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Drucksache 2425 


Der Bundesminister für Verkehr 
StV 2 Nr. 2076 B/56 III 


Bonn, den 30. Mai 1956 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Betr.: Verzicht auf den internationalen Führerschein 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 
22. März 1956 
- Drucksache 2159 - 


Unter Bezug auf Ihr an den Herrn Bundeskanzler gerichtetes 
Schreiben vom 24. März 1956 zur Bundestagsdrucksache 2159 er- 
laube ich mir mitzuteilen, daß die Durchführung des Beschlusses 
des Deutschen Bundestages vom 22. März 1956 zwischen dem Aus- 
wärtigen Amt, dem Bundesinnenministerium, dem Bundesministerium 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und meinem Hause mit folgen- 
dem Ergebnis eingehend beraten worden ist: 

Zu 1 

Der Verzicht auf internationale Führerscheine und internationale 
Zulassungsscheine ist mit dem Beitritt zum Genfer Abkommen 
über den Straßenverkehr vom 19. September 1949 verbunden 
(vgl. Artikel 18 und 24 dieses Abkommens). 14 europäische Staaten 
sind bereits Vertragspartner des Genfer Abkommens, 1 0 davon 
gleichzeitig Vertragspartner des Protokolls über Straßenverkehrs- 
zeichen. 

Die Bundesregierung hat einen Gesetzentwurf über den Beitritt der 
Bundesrepublik zu den beiden erwähnten Abkommen beim Deut- 
sAen Bundestag eingebradit (Drucksache 291). Der Deutsche Bun- 
destag hat diesen Entwurf bisher noch nicht verabschiedet. 

Solange die Bundesrepublik selbst den beiden Abkommen nicht 
beigetreten ist, wird sie nicht in der Lage sein, fremde Regierungen 
zum Beitritt aufzufordern. 

Zu 2 

Griechenland, die Niederlande und die Türkei sind Vertragspartner 
des Genfer Abkommens. Werden sie zum Verzicht auf die inter- 
nationalen Papiere für deutsche Kraftfahrer aufgefordert, so werden 
sie darauf hinweisen, daß es nur des Beitritts der Bundes- 
republik zum Genfer Abkommen bedarf, um die Forderung 
nach internationalen Papieren fallen zu lassen. Auf eine 
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diesbezügliche Anfrage hat die niederländische Regierung bereits 
eine solche Antwort gegeben. Großbritannien dagegen ist bisher 
dem Genfer Abkommen nicht beigetreten; Verhandlungen mit der 
britischen Regierung mit dem Ziel, sie zu einem Verzicht auf die 
internationalen Papiere bei deutschen Kraftfahrzeugführern zu 
bewegen, erscheinen daher nicht von vornherein als aussichtslos. 
Das Auswärtige Amt ist gebeten worden, solche Verhandlungen 
einzuleiten. 

Zu 3 

Bereits seit über 20 Jahren verzichtet Deutschland gegenüber allen 
ausländischen Besuchern im internationalen Kraftfahrzeugverkehr 
auf internationale Papiere, ohne diesen Verzicht von Gegenseitigkeit 
abhängig zu machen (vgl. §§ 1 und 4 der Verordnung über inter- 
nationalen Kraftfahrzeug verkehr vom 12. November 1934, Reichs- 
gesetzbl. I S. 1137). 

Zu 4 

Die zur Durchführung dieses Beschlusses nötige Änderung der 
Gebührenordnung für Maßnahmen im Straßenverkehr vom 17. Juli 
1953, Bundesanzclger Nr. 137 (Artikel I Abschnitt C), habe icli 
ein geleitet. 


Dr.-Ing. Seebohm 



